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Judikatur
EuGH-Vorlage betreffend RL 2003/87/EG1)

Der High Court of Justice Queen’s Bench Division hat am
22. 7. 2010 dem EuGH mehrere Vorlagefragen zur Auslegung
bzw Gültigkeit der Emissionszertifikate-RL 2003/87/EG idF RL
2008/101/EG unterbreitet (dabei geht es insb um die Zulässigkeit
der Einbeziehung des Luftverkehrs in das Regime der RL 2003/
87/EG im Lichte einschlägigen Völkerrechts). GA Kokott erachtet
die Einbeziehung für zulässig (SA zu C-366/10).

Auslegung des Art 6 SUP-RL (RL 2001/42/EG)2)

Aufgrund eines Vorabentscheidungsersuchens (20. 10. 2011,
C-474/10) hatte der EuGHGelegenheit, Art 6 SUP-RL auszulegen.
Dabei konstatierte der GH, dass neben einer Beh, die als zu kon-
sultierende Beh iSd Art 6 Abs 3 der RL bestimmt wurde und die
selbst für die Ausarbeitung eines Plans iSd RL zuständig ist, nicht
jedenfalls eine andere Beh für die Erstellung des Umweltberichts
und der Planunterlage einzurichten und zu bestimmen ist. Jedoch
verlange die RL (sub titulo „Unabhängigkeit“), dass innerhalb die-
ser normalerweise für die Konsultation zust Beh eine funktionelle
Aufgabentrennung stattfindet. Umdieser AnforderungGenüge zu
tun, muss daher eine derartige behördeninterne Verwaltungsein-
heit über tatsächliche Autonomie verfügen, wozu – lt EuGH –
ua gehört, dass sie über eigene Verwaltungsressourcen und Perso-
nal verfügt und somit in der Lage ist, die Aufgaben wahrzuneh-
men, die den zu konsultierenden Beh iSd RL übertragen sind.

EuGH und Seveso II3)

In einer Grundsatz-E hat der EuGH (U 15. 9. 2011, C-53/10) im
Hinblick auf die Anforderungen der Seveso II-RL 96/82/EG klar-
gestellt, dass sich die RL zwar in erster Linie an die Politiken iZm
der Flächenausweisung und -nutzung richtet, aber insb dann,
wenn eine entsprechende Planungsgrundlage fehlt (etwa Bebau-
ungsplan), die zust GenehmigungsBeh zur „Gewährleistung der
praktischen Wirksamkeit“ der RL selbst dieser Verpflichtung
(dh Anwendung der RL) nachkommen muss. Der GH stelle wei-
ters außer Zweifel, dass die entsprechenden Verpflichtungen aus
der RL (hier Mindest- und Sicherheitsabstände) jedenfalls zu be-
rücksichtigen sind, ganz gleich ob auf der Planungs- oder auf der
Genehmigungsebene. Er erkennt dabei zwar kein absolutes Ver-
bot der Genehmigungserteilung, wenn die angemessenen Ab-
stände entsprechend der RL nicht eingehalten werden, spricht
aber gleichzeitig aus, dass eine nationale Regelung, soweit sie vor-
schreibt, dass die Genehmigung für die Ansiedlung eines Gebäu-
des zwingend zu erteilen ist, ohne dass die Risiken der Ansiedlung
innerhalb der angemessenen Abstandsgrenzen im Stadium der
Planung oder der individuellen Entscheidung gebührend gewür-
digt worden wären, die Verpflichtung, dem Erfordernis der Wah-
rung angemessener Abstände Rechnung zu tragen, aushöhlen
und damit ihrer praktischen Wirksamkeit berauben kann. Im Er-
gebnis würde daher Art 12 Abs 1 der RL einer nationalen Rechts-
vorschrift entgegenstehen, nach der eine Genehmigung unter sol-
chen Umständen zwingend zu erteilen wäre.

Brennerbasistunnel: Never ending story 2 . . .4)

VfGH 26. 9. 2011, K I-1/11–11, hat den negativen Kompetenz-
konflikt zwischen US und VwGH beendet (Art 138 Abs 1
B-VG). Der VfGH hat den entgegenstehenden B des VwGH

(30. 9. 2010, 2009/03/0072) aufgehoben. Der VwGH habe durch
die Zurückweisung der Beschwerde einer antragstellenden Partei,
so der VfGH, seine Zuständigkeit in der Sache zu Unrecht ver-
neint.5)

Gesetzesprüfungsverfahren zum WRG6)

Der VfGH hat vor Kurzem ein Gesetzesprüfungsverfahren zu
§§ 55 und 102 WRG eingeleitet (26. 9. 2011, B 51/10). Nach An-
sicht des GH ist es mit dem Organisationskonzept und dem
Rechtsschutzsystem des B-VG nicht in Einklang, dem LH in sei-
nem eigener Wohnungsbereich als erkennende Beh zugleich die
Stellung als Amtspartei zu verleihen. DasG-Verfahren bezieht sich
auf § 55Abs 1 lit g und § 102Abs 1 lit hWRG idF BGBl I 2005/87.

Legistik
EZG neu
In Umsetzung der RL 2009/29/EG ist nunmehr das EZG neu be-
schlossen worden (RV 1393 BlgNR 24. GP; Kdm im BGBl dem-
nächst). Folgende Neuerungen sind hervorhebenswert: Ab 2013
ist die Zertifikate-Versteigerung Grundprinzip; weiters entfallen
die Nationalen Zuteilungspläne („NAP“). Die Zuteilung wird
EU-weit durch die EK (nach Berechnungen der MS) vorgenom-
men; neue Marktteilnehmer können Zertifikate nur aus einer uni-
onsweiten, von der EK verwalteten Reserve beantragen. Ab 2013
werden zusätzliche Tätigkeiten und Treibhausgase in den Emissi-
onshandel einbezogen.

Klimaschutzgesetz
Ebenfalls beschlossen wurde ein KlimaschutzG (1255 BlgNR
24. GP; Kdm demnächst). Es beabsichtigt eine sektorale Auftei-
lung von Klimaschutzzielen sowie eine einvernehmliche Auftei-
lung der für Österreich geltenden Treibhausgasziele bis 2020 auf
Sektoren. Es soll ferner sicherstellen, dass die zust Beh Verhand-
lungen zur Erarbeitung von Maßnahmen zur Einhaltung der Sek-
torziele führen.Weiteres regelt es, dass die Kosten (zwischen Bund
undLändern) bei allfälligemNichterreichen der vereinbarten Ziele
fair aufgeteilt werden. Zur Effektuierung des G werden Koordina-
tionsgremien (ein Nationales Klimaschutzkomitee und ein Natio-
naler Klimaschutzbeirat) geschaffen, um die Klimaschutzpolitik in
Österreich in Zukunft besser koordinieren zu können.

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at;
einen Weblog, der Entwicklungen und Erkennt-
nisse tagesaktuell einer breiten Öffentlichkeit zu-

kommen lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch
aus der Praxis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbei-
träge zum Umweltrecht.
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